
Tabelle 1 

 Ein Programm für die nächste Legislaturperiode   

   

 Föderalismusreform 
− Abschaffen der Geme inschaftsaufgaben nach Artikel 91a und 91b Grundgesetz − Finanzierung der Auf-

gaben vollständig auf die Länder übertragen  
− Streichen der Geldleistungsgesetze nach Artikel 104a Absatz 3 Grundgesetz und der Finanzhilfen nach 

Artikel 104a Absatz 4 Grundgesetz 
− Höhere Autonomie von Bund und Ländern bei der Einnahmeerzielung  
− Neuordnung des Finanzausgleichs, mit einem an der Wirtschaftskraft anstatt der Steuerkraft orientierten 

Ausgleichsmechanismus 
− Etablierung eines wirksamen, sanktionsbewehrten Nationalen Stabilitätspakts zur Flankierung des Euro-

päischen Stabilitäts- und Wachstumspakts 

 

 Arbeitsmarktpolitische Vorschläge 

Arbeitslosengeld 
− Degressive Ausgestaltung prüfen 
− Erhöhte Lohnersatzquote von 67 vH für Arbeitslose mit Kindern streichen und durch ein steuerfinanzier-

tes Kindergeld ersetzen 
− Bezugsdauer auf 12 Monate beschränken, unabhängig von der Einzahlungsdauer und dem Lebensalter 

ausgestalten 

Arbeitslosengeld II 
− Abschaffen der Zuschläge beim Übergang vom Arbeitslosengeld  
− Arbeitsgelegenheiten zeitlich enger befristen, Höhe der anrechnungsfreien Mehraufwandsentschädigung 

und der Pauschale an die Träger reduzieren 
− Prüfung der Anreizwirkung zur Arbeitsaufnahme 

Arbeitsmarktpolitik  
− Rückführen der aktiven Arbeitsmarktpolitik nach Evaluation konsequent fortsetzen 
− Überbrückungsgeld und Existenzgründungszuschuss (Ich-AG) zusammenführen 
− Mini-Jobs im Nebenerwerb abschaffen 
− Verpflichtung zur Einrichtung von Personal-Service-Agenturen (PSA) aufheben, Einstiegstarif senken 
− Von flächendeckenden zusätzlichen Lohnsubventionen absehen 

Kündigungsschutz  
− Kündigungsschutz flexibilisieren, zwei Varianten: 

− Optionsmodell: Individueller Verzicht auf Kündigungsschutz mit Optionen für Abfindung oder höhe-
re n Lohn 

− Kündigungsschutz für betriebsbedingte Kündigungen generell aufheben, gleichzeitig zuvor verbind-
liche Abfindungsregelungen einführen 

Lohnfindung 
− Klarstellung des Günstigkeitsprinzips unter Berücksichtigung der Arbeitsplatzsicherheit  
− Wirksame Öffnungsklauseln in Tarifverträgen sicherstellen 
− Tarifbindung nach Verbandsaustritt auf sechs Monate begrenzen 
− Prüfen, inwieweit Betriebsvereinbarungen mit nicht tarifgebundenen Unternehmen von § 77 

Absatz 3 BetrVG freigestellt werden können 
− Von gesetzlichen oder branchenspezifischen Mindestlöhnen absehen 
− Keine Allgemeinverbindlicherklärungen 

 

 Steuerpolitik 
− Erhöhung der steuerlichen Standortattraktivität und Gewährleistung der Finanzierungsneutralität durch 

Einführung der Dualen Einkommensteuer mit einem Steuersatz von 25 vH auf alle Kapitaleinkommen 
 Konkret gilt: 

− Besteuerung von Kapitalgesellschaften und ihrer Gesellschafter: einbehaltene Gewinne mit 25 vH, ein-
schließlich Solidaritätszuschlag und Kommunalsteuer. Ausschüttungen und Gewinne aus der Veräuße-
rung von Kapitalgesellschaftsanteilen: steuerfrei, sofern sie auf Normalgewinnen beruhen; zusätzliche 
Steuerbelastung von 25 vH, sofern sie aus Übergewinnen kommen. Normalgewinne bestimmen sich 
über die Normalverzinsung von 6 % auf das bilanzielle Eigenkapital; Übergewinne sind die darüber 
hinaus gehenden Gewinne 

 



 
− Besteuerung von Fremdkapitalzinsen: 25 vH 
− Abgeltungssteuer von 25 vH auf Fremdkapitalentgelte, Ausschüttungen und Veräußerungsgewinne 

(sofern Übergewinne) 
− Besteuerung von Personenunternehmen: 25 vH auf Normalgewinne, ansonsten Anwendung des gelten-

den Einkommensteuertarifs; (Erweiterung des Einkommensteuertarifs um Proportionalzone mit 25 vH) 
− Auf geplante Reform der Erbschaftsteuer verzichten  

 Haushaltskonsolidierung 

Kurzfristige Maßnahmen  

6 Mrd Euro erwirtschaften, um im Jahr 2006 eine staatliche Defizitquote von 3 vH zu erreichen 
Abschaffung oder Reduzierung unter anderem von: Eigenheimzulage, Steuerfreiheit für Sonn-, Feiertags- 
und Nachtzuschläge, Sparerfreibetrag, Steuerbegünstigung von Medienfonds, Übungsleiterpauschale, er-
mäßigtem Umsatzsteuersatz für ausgewählte Leistungen, Entfernungspauschale 
Keine Erhöhung des regulären Umsatzsteuersatzes zur Haushaltskonsolidierung 

Mittelfristige Maßnahmen 
− Verschärfte Bekämpfung des Umsatzsteuerbetrugs; Übergang zum Reverse-Charge-Modell anstreben 

Langfristige Maßnahmen 
− Versorgungsnachhaltigkeitsgesetz umsetzen: Wirkungsgleiche Übertragung der Leistungsrücknahmen 

aufgrund der jüngsten Rentenreform auf die Beamtenversorgung 

 

 Sozialpolitik 

Gesetzliche Rentenversicherung 
− Rentenanpassungsformel um einen Nachholfaktor ergänzen 
− Gesetzliches Renteneintrittsalter ab dem Jahr 2011 gleitend auf 67 Jahre erhöhen 
− Schrittweise Steuerfinanzierung aus Beitragsaufkommen finanzierter versicherungsfremder Leistungen, 

die bisher noch nicht über den Bundeszuschuss abgedeckt werden  

Krankenversicherung  
− Wechsel zum System der Bürgerpauschale mit pauschalen, einkommensunabhängigen Beiträgen und ein-

heitlichem Versicherungsmarkt, gegebenenfalls mit ergänzender Kapitaldeckung zur Beitragsglättung, 
sozialer Ausgleich über Steuern  

− Wettbewerb auf der Leistungsseite stärken 

Pflegeversicherung 
− Systemwechsel zum kapitalgedeckten Kohortenmodell mit pauschalen, einkommensunabhängigen, 

kohortenspezifischen Beiträgen, s ozialer Ausgleich über Steuern 
− alternativ: Wechsel zu einer Bürgerpauschale gegebenenfalls mit ergänzender Kapitaldeckung zur Bei-

tragsglättung, sozialer Ausgleich über Steuern 
− Dynamisierung der Leistungspauschalen, Verbesserung der Leistungen für Demenzkranke, Abbau der 

Fehlanreize zugunsten der stationären Pflege 

Arbeitslosenversicherung 
− Evaluation und gegebenenfalls Reduktion der Maßnahmen zur Arbeitsmarktförderung 
− Einstieg in die schrittweise Umfinanzierung der beitragsfinanzierten versicherungsfremden Leistungen 

durch Streichen des Aussteuerungsbetrags  

 

 Finanzmärkte 

Mittelstandsfinanzierung 
− Förderung auf die Entwicklung der Märkte für Beteiligungskapital beschränken 

Finanzplatz − Finanzinvestoren  
− Von weitergehender Regulierung von Hedge-Fonds und Private Equity auf nationaler Ebene absehen, 

keine zusätzliche Beschränkung von zum Beispiel Stimmrechten  
− Internationale Ansätze zur Erhöhung der Transparenz von Hedge-Fonds unterstützen 

 

   

 
 
 


